Anlage 6

Beschluss des Landesausschusses der KLJB Bayern

Der KLJB Landesausschuss I/2001 hat beschlossen:

Flucht und Asyl

Der KLJB Landesverband Bayern hat sich im Jahr 2000 bereits mehrfach mit der aktuellen Diskussion um Asyl und Einwanderung beschäftigt. 

Der Landesausschuss I/2001 sieht folgende Eckpunkte für die zukünftige Asyl- und Flüchtlingspolitik als notwendig an:

· Für ganz Europa muss ein einheitlicher Rechtsanspruch auf Asyl angestrebt werden.

· Das Asylrecht als einklagbarer Rechtsanspruch mit Verfassungsrang muss erhalten bleiben.

· Das Grundrecht auf Asyl muss auf nichtstaatliche und geschlechtsspezifische Verfolgung ausgedehnt werden.

· Das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge muss finanziell, personell und fachlich gestärkt werden.

· Allen AsylbewerberInnen muss ein unabhängiger Rechtsbeistand zur Seite gestellt werden.

Die Zahl der Flüchtlinge, die aus verfassungs- und völkerrechtlichen Gründen aufgenommen werden oder über den Familiennachzug einwandern, darf nicht begrenzt werden. Darüber hinaus müssen für Flüchtlinge, die ihre Heimat aus humanitären Gründen verlassen, auf EU-Ebene jeweils wirksame Absprachen für eine Aufnahme in den einzelnen Mitgliedsstaaten getroffen werden.

Bereits im Rahmen des Asylverfahrens muss den BewerberInnen mit Hilfe von Kursangeboten die Möglichkeit der Integration und der Information gegeben werden.

Zudem fordern wir die deutsche Bundesregierung auf, unverzüglich die UN-Kinderrechtkonvention in vollem Umfang zu ratifizieren und ohne Vorbehalte umzusetzen.

Vor allem müssen die Ursachen der Flüchtlingsproblematik in den Heimatländern verstärkt bekämpft werden. 

Einstimmig beschlossen vom Landesausschuss der KLJB Bayern am 18.02.01 in Nürnberg

